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1. Executive Summary 

Dieses Gutachten gibt eine Einschätzung zu der datenschutz- und persönlichkeitsrechtlichen 

Beurteilung des Dienstes Google StreetView. Es kommt zu folgenden Ergebnissen: 

Voraussetzung für die Anwendbarkeit des BDSG im vorliegenden Kontext ist, dass personenbe-

zogene Daten unter Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen erhoben, verarbeitet oder genutzt 

werden. Es muss mit Google StreetView also, erstens, eine automatisierte Verarbeitung vorlie-

gen, die sich, zweitens, auf personenbezogene Daten bezieht.  

Es ist zweifelhaft, ob durch die Abbildung von Personen und Kraftfahrzeugen in Google Street-

View überhaupt personenbezogene Daten unter Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen erho-

ben, verarbeitet oder genutzt werden. Denn die automatisierte Verarbeitung bezieht sich gerade 

nicht auf Personen, sondern vielmehr auf die abgebildete Landschaft. Nur Abbildungen von 

Hausfassaden werden in Google StreetView georeferenziert und damit automatisiert verarbeitet, 

sodass insoweit der Anwendungsbereich des BDSG eröffnet ist, sofern diesen Daten auch Perso-

nenbezug zukommt. Hingegen sind Personen und Kraftfahrzeuge nur „Beiwerk“, nach denen sich 

in Google StreetView insbesondere auch nicht gezielt suchen lässt. Deswegen lässt sich vertre-

ten, dass hinsichtlich der abgebildeten Personen und Kraftfahrzeuge schon der Einsatz von 

Datenverarbeitungsanlagen zu verneinen ist. 

Geht man, trotz vorgenannter Zweifel, insgesamt vom Vorliegen einer automatisierten Verarbei-

tung aus, ist in einem zweiten Schritt zu prüfen, ob personenbezogene Daten verarbeitet wer-

den. Bilder, auf denen identifizierbare Passanten abgebildet sind, sind ebenso wie Bilder, auf 

denen Fahrzeuge mit erkennbarem Kfz-Kennzeichen oder anderen eindeutig identifizierenden 

Merkmalen festgehalten sind, wie auch Bilder von Firmenschildern, die Informationen zu natür-

lichen Personen bereithalten, jedenfalls auch als personenbezogene Daten i.S.d § 3 Abs. 1 BDSG 

einzustufen, sodass die Anwendbarkeit des BDSG für diese Daten insgesamt eröffnet und die 

Zulässigkeit ihrer Erhebung, Verarbeitung und Nutzung nach dem BDSG zu beurteilen wäre. 

Bildaufnahmen von Häuserfronten - und zwar mit oder ohne erkennbarer Hausnummer – sind 

hingegen keine personenbezogenen Daten, denn weder handelt es sich um „Einzelangaben“ 

i.S.d § 3 Abs. 1 BDSG noch um „Informationen über sachliche Verhältnisse“ einer Person. Bilder 

von Häuserfassaden sind vielmehr reine Sachdaten, die nicht dem Schutzzweck des Datenschut-

zes, der das Recht auf informationelle Selbstbestimmung wahren soll, unterliegen. Würde man 

die Möglichkeit eines mittelbaren und von der verarbeitenden Stelle nicht intendierten Zusam-

menhanges einer Häuserfront mit einer Person ausreichen lassen, hätte der Personenbezug 

kaum noch begrenzende Funktion. Was man erreichte, wäre das Gegenteil eines effizienten Da-
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tenschutzrechts, nämlich einen aufgeblähten und im Einzelfall nicht mehr handhabbaren An-

wendungsbereich des BDSG. 

Sofern man entgegen der im Gutachten vertretenen Ansicht die Anwendbarkeit des BDSG für 

alle in Google StreetView auftretenden Datenkategorien bejaht, führt dies gleichwohl nicht zur 

datenschutzrechtlichen Unzulässigkeit des Dienstes: Da es sich bei den im Rahmen von Street-

View verarbeiteten Daten um solche handelt, die von jedermann im öffentlichen Verkehrsraum 

wahrgenommen werden können und die damit „öffentlich zugänglich“ i.S.d § 29 Abs. 1 S. 1 Nr. 

2, Abs. 2 BDSG sind, müssten die Interessen betroffener Personen gegenüber den Interessen der 

Google Inc. offensichtlich überwiegen, um die Datenverarbeitung unzulässig werden zu lassen.  

Ein solches offensichtlich überwiegendes Interesse kann aber weder für die abgelichteten und 

vor der Zurverfügungstellung im Internet weitüberwiegend unkenntlich gemachten Personen 

noch für Aufnahmen ebenfalls unkenntlich gemachter Fahrzeuge und Firmenschilder und erst 

recht nicht für Bilder von Häuserfronten festgestellt werden.  

Jedoch kann in Einzelfällen das Nichtveröffentlichungsinteresse einer abgelichteten Person, die 

etwa zufällig in einer objektiv kompromittierenden Situation abgelichtet worden ist, gegenüber 

dem Interesse der Google Inc. überwiegen. Für diese Fälle ist den Betroffenen ein Wider-

spruchsrecht einzuräumen. 

Google StreetView ist in der momentan geplanten Ausgestaltung daher datenschutzrechtlich 

unbedenklich. 

Eine Verletzung des Allgemeinen Persönlichkeitsrechts kann nur für den einzelnen Fall unter-

sucht werden, ist jedoch in der Regel unwahrscheinlich.  


